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Für die meisten Gemeinden bleibt es schwierig

Einnahmen halten mit Pflichtausgaben nicht Schritt

Kürzung des kommunalen Finanzausgleichs reißt neue Löcher

Stuttgart.   Keine Entspannung der kritischen Finanzlage gibt es 2005 für die meisten Städte und Gemeinden im Land. Zwar habe es 2004 für eine größere Zahl von Kommunen höhere Gewerbesteuereinnahmen gegeben als in den Vorjahren, gleichzeitig jedoch flächendeckend weiter rückläufige Einnahmen aus dem gemeindlichen Einkommensteuer-Anteil. „Was uns aber vor allem drückt, sind die hohen Steigerungen bei den Sozialausgaben, die uns gesetzlich auferlegt sind,“ sagte Gemeindetagspräsident Otwin Brucker heute vor der Presse. „Zudem kürzt das Land den kommunalen Finanzausgleich um rund 500 Millionen Euro und reißt damit noch zusätzliche Löcher auf.“ Noch nie hätten sich die Einnahmen der Kommunen im Land so unterschiedlich entwickelt wie heute.

Gemeinden brauchen Entlastung statt Kürzung des Finanzausgleichs

„Massive Kürzungen im kommunalen Finanzausgleich sind das letzte, was wir in dieser Situation brauchen können,“ sagte Brucker. „Wir können nicht akzeptieren, dass das Land die katastrophale Finanzlage der meisten Gemeinden ignoriert. Das Land muss seinen Haushalt aus eigener Kraft sanieren. Das geht nur, wenn energisch auf die Ausgabenbremse getreten wird. Abwarten ist jetzt die falsche Taktik.“

Statt die Gemeinden weiter in die Verschuldung zu treiben erwartet Brucker von der Landesregierung, dass sie Forderungen der Gemeinden nach Entlastung unterstützt. Sie müsse im Bundesrat viel energischer gegen Belastungen der Kommunen eintreten und dafür sorgen, dass kostentreibende Regelungen, wie zum Beispiel in der Jugendhilfe, unterbleiben oder zurückgenommen werden. Das Land müsse die Kommunen auch durch Spargesetze entlasten; zum Beispiel durch ein befristetes Abwasser-Moratorium, mit dem Investitionen eingestellt werden könnten, bei der Lernmittelfreiheit oder durch eine einkommensabhängige Blindenhilfe. Der Gemeindetag erinnerte an sein am 8. Dezember 2004 im Landtag vorgelegtes 7-Punkte-Programm.

Umlagen steigen schneller als Steuerkraft

90 Prozent ihrer Ausgaben hätten die Kommunen inzwischen aufgrund gesetzlicher Verpflichtung zu leisten. „Vor allem die Sozialausgaben wachsen unaufhörlich weiter,“ berichtete Brucker. Allein bei der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen sei auch künftig mit Ausgabensteigerungen von 50 Millionen Euro jährlich zu rechnen. Zusammen mit anderen Leistungsgesetzen ‑ zum Beispiel Grundsicherung und Jugendhilfe ‑ führe das zu immer höheren Kreisumlagen. „Es kann nicht sein, dass kommunale Selbstverwaltung nur noch darin besteht, staatlich auferlegte Pflichtaufgaben zu erfüllen und Umlagen für Kreise, Regional- und Sozialverbände zu zahlen,“ sagte der Gemeindetagspräsident. „So geht die kommunale Selbstverwaltung kaputt.“

 „2005 werden weit mehr als die Hälfte der Gemeinden ihre Haushalte nicht ausgleichen können. Hauptgründe dafür sind die Umlagen, die viel schneller steigen als die kommunale Steuerkraft, und die Kürzung des kommunalen Finanzausgleichs,“ sagte Brucker. Nach einer Blitzumfrage des Gemeindetags rechnen derzeit fast 70 Prozent der Mitgliedsstädte und –gemeinden mit einer negativen Investitionsrate, werden also 2005 ihre laufenden Ausgaben durch Kredite stützen müssen und nicht mehr investieren können.

So könnten zum Beispiel

· ... im Kreis Breisgau-Hochschwarzwald 48 von 50 Gemeinden ihre Haushalte nicht ausgleichen; die Kreisumlage drohe hier um 8 Prozentpunkte zu steigen, pro Einwohner um 54 Euro.

· ... im Kreis Tübingen 11 von 15 Gemeinden ihre Haushalte nicht ausgleichen; die Kreisumlage steige hier um 3,9 Prozentpunkte, pro Einwohner um fast 30 Euro.

· ... im Kreis Heidenheim 8 von 11 Gemeinden ihre Haushalte nicht ausgleichen; die Kreisumlage steige hier um 3,5 Prozentpunkte, pro Einwohner um fast 25 Euro.

Landesweit werde die Kreisumlage 2005 um cirka 150 Millionen Euro auf rund 2,26 Milliarden Euro steigen.

Wichtigste Einnahmequelle Einkommensteuer sinkt weiter

Für die meisten Gemeinden, vor allem die kleineren, ist nach Bruckers Worten ihr Anteil an der Einkommensteuer die wichtigste Einnahmequelle neben den Zuweisungen aus dem Finanzausgleich. Sie sei 2004 um rund 3 Prozent zurückgegangen. 2005 sei wegen der letzten Stufe der Steuerreform mit weiter sinkenden Eingängen zu rechnen.

Die Zunahme des Gewerbesteueraufkommens (durchschnittlich rund 26 Prozent brutto in den ersten 3 Quartalen 2004) entstehe an wenigen steuerstarken Standorten. Die meisten kreisangehörigen Gemeinden kämen auf deutlich geringere Steigerungsraten, weil sie kaum Gewerbesteuereinnahmen hätten. „So wie sich die Gewerbesteuer erholt, steigen auch die Einnahmen des Landes aus der Körperschaftssteuer,“ sagte Brucker. „Sie hat 2004 um rund 23 Prozent zugenommen und fast wieder den Rekordstand des Jahres 2000 erreicht.“

„Die Haushaltslage der Kommunen und des Landes unterscheidet sich vor allem bei der Verschuldung. Dass Städte und Gemeinden jahrelang einen konsequenten Konsolidierungskurs gesteuert und ihre Verschuldung gedrückt haben, darf ihnen jetzt vom Land nicht vorgehalten werden. Das kann nicht als Begründung für die Kürzung der kommunalen Finanzmasse herangezogen werden,“ warnte Brucker. Viele Kommunen hätten Aktienerlöse, anders als das Land, zumindest teilweise zur Schuldentilgung verwendet.
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